
12. Juni 2012
Schriftliche Kleine Anfrage

der Abgeordneten Christiane Schneider (DIE LINKE) vom 06.06.2012

und Antwort des Senats

- Drucksache 20/4390 -

Betr.:
Neonazi-Demonstration am 2. Juni 2012 in Hamburg (III)

Das Hamburger Bündnis gegen Rechts hat gemeinsam mit vielen Menschen in Hamburg am 2. Juni 2012 sowohl in der Innenstadt als auch in Wandsbek mit zwei Kundgebungen sowie weiteren gewaltfreien Spontankundgebungen gegen die rassistische Hetze der Neonazis demonstriert. Den Neonazis wurde ein veränderter Aufmarschweg durch Wandsbek von der Polizei erlaubt.

Vor diesem Hintergrund frage ich den Senat: 

Die Auswertung der betreffenden Ereignisse ist noch nicht abgeschlossen. Dies vorausgeschickt, beantwortet der Senat die Fragen wie folgt.

I. Nazi-Aufmarsch
1. Welche Personen bzw. Organisationen waren Anmelder, Veranstalter und Versammlungsleiter des Neonazi-Aufmarsches am 2. Juni in Hamburg? Welche Personen bzw. Organisationen haben den Neonazi-Aufmarsch am 2. Juni in Hamburg unterstützt?

Siehe Drs. 20/4230 sowie Antwort zu 5.

  
2. Wie viele Busse und Bahnen des ÖPNV wurden den Neonazis zur Anreise von wem zur Verfügung gestellt? Welche finanziellen Kosten sind hierdurch entstanden? Wer trägt die Kosten? Auf welcher Rechtsgrundlage wurden die Busse und Bahnen zur Verfügung gestellt?
Die HOCHBAHN hat der Polizei aufgrund einer entsprechenden Anforderung und auf der Grundlage eines zivilrechtlichen Vertrages Busse als Bereitschaftsfahrzeuge zur Verfügung gestellt. Drei dieser Fahrzeuge wurden im Rahmen der Durchführung polizeilicher Maßnahmen im Sinne der Fragestellung eingesetzt. Die hierbei entstandenen Kosten werden derzeit ermittelt und durch die Behörde für Inneres und Sport getragen.

3. Welche geänderte Demonstrationsroute hat die Polizei am 2. Juni 2012 gegenüber den Neonazis zu welchem Zeitpunkt verfügt? Bitte detailliert die Demonstrationsroute mit der Anfangskundgebung, etwaigen Zwischenkundgebungen und der Abschlusskundgebung anhand der Straßennamen und Kreuzungsbereiche mitteilen.

Am 2. Juni 2012 um 14.20 Uhr wurde folgende geänderte Demonstrationsroute mit dem Versammlungsleiter im Rahmen des Kooperationsgebotes festgelegt: Pappelallee/Hammer Straße/Bärenallee (Anfangskundgebung) – Hasselbrookstraße – Riesserstraße – Sievekingsallee – Hammer Steindamm – Pappelallee/Hammer Straße/ Bärenallee (Schlusskundgebung). Im Übrigen siehe Antwort zu 12 bis 17.

  
4. Zu welchen Zeitpunkten waren die Neonazis an welchen Orten der geänderten Demonstrationsroute? Bitte detailliert den zeitlichen Verlauf der Neonazidemonstration mit der Anfangskundgebung, etwaigen Zwischenkund​gebungen und der Abschlusskundgebung anhand der Straßennamen und Kreuzungsbereiche mitteilen.


14.00 - 15.19 Uhr
Pappelallee/Hammer Straße/Bärenallee (Anfangskundgebung)

15.26 Uhr

Pappelallee/Hammer Steindamm

15.53 Uhr

Aufzugsende Hammer Steindamm

16.02 - 16.46 Uhr
Peterskampweg/Marienthaler Straße

17.03 Uhr

Marienthaler Straße

17.07 Uhr

Aufzugsspitze Hammer Steindamm/Marienthaler Straße

17.10 Uhr

Hammer Steindamm/Marienthaler Straße

17.30 Uhr

Hammer Steindamm, Höhe S-Bahnhof Hasselbrookstraße 

(Abschlusskundgebung)

5. Wie viele Neonazis aus welchen Szenen der extremen Rechten und aus welchen Bundesländern haben an dem Nazi-Aufmarsch teilgenommen? Wie viele Neonazis aus welchen Szenen der extremen Rechten waren nach Einschätzung der Innenbehörde gewaltbereit? Bitte detailliert nach sog. „Autonomen Nationalisten“, NPD-Mitgliedern, „Freien Kameradschaften“ und anderen Szenen der extremen Rechten darstellen.

Insgesamt nahmen an dem Aufzug ca. 700 Rechtsextremisten teil, darunter etwa 135 Teilnehmer der sogenannten „Autonomen Nationalisten“, die die Polizei als potentielle Störer erkannt hat. Davon kamen etwa 50 Teilnehmer aus dem Bereich Nordrhein-Westfalen, etwa 40 aus dem Bereich Niedersachsen, etwa 25 aus Hamburg und etwa 20 aus Berlin. Weiterhin sind zehn Personen aus den Niederlanden mit einem eigenen Transparent der NVU (Nederlandse Volksunie) sowie Gruppierungen in unterschiedlicher Größenordnung aus verschiedenen Regionen der Bundesrepublik im Aufzug erkannt worden. Bekannte Mitglieder der NPD/JN (Junge Nationaldemokraten) waren nur vereinzelt präsent. Ein Transparent der NPD Hamburg wurde als vorderstes Transparent festgestellt. Weiterhin wurden Flaggen der Bundesländer Hamburg, Schleswig Holstein, Niedersachsen sowie eine holländische Flagge mitgeführt. Flaggen der NPD und der JN sowie schwarze und schwarz-weiß-rote Flaggen mit aufgedruckten Herkunftsorten „Freier Kräfte“ aus folgenden Örtlichkeiten konnten festgestellt werden: Northeim, Torgauer Land, Bremen, Krefeld, Lubmin, Aachen, Bochum, Hamburg, Ostfriesland und Dortmund.

  
6. Wie viele Neonazis aus welchen Szenen der extremen Rechten sind zu jeweils welchem Zeitpunkt gewalttätig gegenüber welchen Personen bzw. Personengruppen geworden? Bitte detailliert die Sachverhalte darlegen.

Der Polizei sind mit Stand 6. Juni 2012 bisher zwölf Fälle bekannt:

1)
Im Bereich Pappelallee warfen um 15.26 Uhr Versammlungsteilnehmer Flaschen aus dem Aufzug heraus auf Personen einer von der Polizei vor dem Aufzug festgesetzten Störergruppe. 

2)
Um 15.45 Uhr brachen Teilnehmer aus dem Aufzug in Höhe Jacobipark aus und griffen Meinungsgegner im dortigen Park an.

3)
Eine Person warf um 16:01 Uhr in Höhe Hasselbrookstraße/Peterskampweg aus dem Aufzug heraus eine Flasche in Richtung der Meinungsgegner. Ein Treffer wurde nicht beobachtet. Die beschuldigte Person wurde festgenommen.

4)
Eine Person warf um 16:45 Uhr in Höhe Hasselbrookstraße/Peterskampweg eine gefüllte PET-Flasche in Richtung von Meinungsgegnern. Ein Treffer wurde nicht beobachtet. Die beschuldigte Person wurde festgenommen.

5) 
Eine Person warf um 17:10 Uhr in Höhe S-Bahnhof Hasselbrook eine Flasche von einer dortigen Brücke in Richtung von Meinungsgegnern. Ein Treffer wurde seitens der eingesetzten Kräfte nicht dokumentiert.

6) 
Um 17.55 Uhr gegenseitiger Bewurf nach Beendigung der Abschlusskundgebung zwischen Rechtsextremisten und Gegendemonstranten mit Gegenständen im Bereich S-Bahnhof Hasselbrookstraße.

7)
Im Bahnhofsbereich Harburg wurde eine Person nach eigenen Angaben um 18:45 Uhr von mindestens 3-4 unbekannten Tätern des rechtsextremen Spektrums am Treppenaufgang zu Boden gedrückt und getreten. 

8)
Eine Person wurde um 18:55 Uhr von Polizeikräften im Bahnhof Harburg dabei beobachtet, wie sie aus einer Personengruppe heraus von hinten auf eine männliche Person, die sich an der Spitze einer Gruppe befand, zubewegte und grundlos und für den Geschädigten nicht erkennbar eine Bierglasflasche auf dessen Hinterkopf zerschlug. Der Geschädigte ging daraufhin zu Boden und musste ärztlich versorgt werde. Das Opfer gehört nach ersten Ermittlungen ebenfalls dem rechtsextremen Spektrum an. Die beschuldigte Person wurde festgenommen.

9)
Um 19.10 Uhr erfolgte eine Beleidigung zum Nachteil eines Polizeibeamten im Bahnhof Harburg. Nach Feststellung der Identität wurde der Beschuldigte vor Ort entlassen.

10)
Eine Person warf um 20:11 Uhr im Bahnhof Harburg eine Flasche in Richtung von Polizeikräften. Die beschuldigte Person wurde festgenommen.

11)
Eine Person warf um 20:09 Uhr im Bahnhof Harburg eine Flasche in Richtung einer Person, die sie offensichtlich dem Lager der Meinungsgegner zuordnete. Dabei traf sie eine zufällig vorbeigehende unbeteiligte weibliche Person, die dabei leichte Verletzungen davontrug. Die beschuldigte Person wurde festgenommen.

12)
Eine Person warf um 20:26 Uhr im Bahnhof Harburg eine Bierflasche in den geöffneten Einstiegbereich eines gerade eingelaufenen Zuges, da sich mutmaßliche Meinungsgegner in diesem Zug befanden. Ein Treffer wurde nicht festgestellt. Die beschuldigte Person wurde festgenommen.

Darüber hinaus siehe Vorbemerkung.

  
7. Wie viele Personalienfeststellungen, Platzverweise, Aufenthaltsverbote, Ingewahrsam-nahmen, Festnahmen, Strafverfahren wurden vor, während sowie nach dem Aufmarsch der Neonazis zu welchen Zeitpunkten aufgrund welcher Sachverhalte und welcher Rechtsgrundlagen (Versammlungsrecht, Polizeirecht, Strafrecht) gegenüber den Neonazis durchgeführt bzw. eingeleitet?

Platzverweise, Aufenthaltsverbote und Ingewahrsamnahmen erfolgten nicht. Sechs Beschuldigte wurden aufgrund des Verdachtes von Straftaten vorläufig festgenommen und entsprechende Strafverfahren eingeleitet. Zu den einzelnen Sachverhalten siehe Antwort zu 6. Die Anzahl der Personalienfeststellungen bei größeren Polizeieinsätzen wird grundsätzlich nicht erfasst, so dass hierzu keine Angaben möglich sind.

  
8. Welche Neonazis aus welchen Szenen der extremen Rechten haben auf der Nazi-Demonstration öffentliche Reden gehalten? Wurde dabei auch das „Abschiebe-Bären-Kostüm“ verwendet? Wurden bei den Reden Straftatbestände verwirklicht? Wenn ja, welche Straftatbestände aufgrund welcher Aussagen?

Thomas Wulff, stellvertretender Landesvorsitzender der NPD Hamburg, und Wolfram Nahrath, über den der Polizei keine weiteren Erkenntnisse vorliegen. Während der etwa zehnminütigen Endkundgebung präsentierte sich ein Teilnehmer im sogenannten „Abschiebebär-Kostüm“ auf dem Dach eines Fahrzeugs. Straftatbestände wurden weder bei den Redebeiträgen noch bei der Verwendung des sogenannten „Abschiebebär-Kostüm“ festgestellt. 
  
9. Welche Erkenntnisse hat die Innenbehörde über strafrechtliche Verurteilungen der Neonazis Wolfram Nahrath, Andy Knape, Diether Riefling und Thomas Wulff? 

Zu Thomas Wulff siehe Drucksache 20/4230. Im Übrigen liegen den zuständigen Behörden keine entsprechenden Erkenntnisse vor.

  
10. Gab es Verstöße der Neonazis gegen die Auflagen der Versammlungsbehörde bzw. der Polizei? Wenn ja, welche und zu welchen Zeitpunkten? Welche rechtlichen Konsequenzen hatte dies zu welchen Zeitpunkten?

Nein. Im Übrigen siehe Antwort zu 6.

  
11. Wie viele Übergriffe auf Andere haben die Nazis 

a. während der Anreise zum Marsch

b. während der Abreise vom Marsch

auf Hamburger Gebiet verübt? Wie viele Menschen wurden dabei verletzt? Wie viele Personalien von Nazis wurden in diesem Zusammenhang festgestellt, wie viele Ingewahrsamnahmen, wie viele Festnahmen vorgenommen, wie viele Verfahren eingeleitet?

Während der Anreise nach derzeitigen polizeilichen Erkenntnissen keine, während der Abreise siehe Sachverhalte Nr. 7 bis 12 in der Antwort zu 6. Dabei wurden drei Personen verletzt. Von fünf Beschuldigten wurde die Identität festgestellt, und vier von ihnen wurden vorläufig festgenommen. Sechs Strafverfahren wurden eingeleitet.  
II. Zivilgesellschaftlicher Protest gegen den Nazi-Aufmarsch in Wandsbek

12. Inwiefern und mit welchem Ergebnis hat die Einsatzleitung der Polizei berücksichtigt, dass auf der von der Polizei geänderten Demonstrationsroute der Neonazis spontane, gewaltfreie Gegenkundgebungen stattfanden?

  
13. Bezüglich welcher Orte und zu welchen Zeitpunkten sind diese spontanen, gewaltfreien Gegenkundgebungen der Einsatzleitung der Polizei bekannt geworden?

  
14. Welche Maßnahmen hat die Einsatzleitung der Polizei getroffen, um das Grundrecht der Versammlungsfreiheit der gewaltfreien Gegendemonstranten/-innen zu gewähr​leisten?

  
15. Warum wurde der Neonazi-Aufmarsch über die Kreuzung Marienthaler Str./Peterskampweg geführt, obwohl dort eine spontane, gewaltfreie Gegenkundgebung stattfand, die unter dem Schutz von Art. 8 GG steht?

  
16. Warum wurden die Neonazis zu diesem Zeitpunkt nicht zum S-Bahnhof Hasselbrook zurückgeführt?

  
17. Mit welchen Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs haben welche Polizeieinheiten auf welcher Rechtsgrundlage gegenüber sitzenden Versammlungsteilnehmern/-innen der spontanen, gewaltfreien Gegenkundgebungen ausgeübt? Bitte detailliert den Einsatz von Wasserwerfern, Polizeipferden, Reizgas, Schlagstöcken, Schmerzgriffen bei den gewaltfreien Sitzdemonstrationen darstellen.

Zum Zeitpunkt der Änderung der Demonstrationsroute sowie während des Aufzuges der Neonazis fanden in dem Bereich keine gewaltfreien Gegenkundgebungen im Sinne der Fragestellungen statt oder waren vorab angemeldet worden. 

Nachdem sich der Aufzug der Neonazis in Bewegung gesetzt hatte, musste er kurz darauf aufgestoppt werden, da etwa 150 Personen im Einmündungsbereich Pappelallee/Menckesallee eine Sitzblockade durchführten und sich auch nach mehrfacher Ansprache über Lautsprecher, Auflösungsverfügung und Zwangsmittelandrohung nicht entfernten. Diese Blockade wurde aufgelöst, dabei ließ sich nur ein geringer Teil der Gruppierung ohne aktive Gegenwehr in Form von Festhalten, Unterhaken sowie Drehen und Herauswinden durch Polizeibeamte wegtragen. 
Nachdem sich gegen 15.45 Uhr ein nicht angemeldeter Aufzug mit ca. 2.000 Teilnehmern, darunter 1.000 aus dem linksextremistischen/gewaltbereiten Bereich, von der Wandsbeker Chaussee/Conventstraße über die Hasselbrookstraße dem Aufzug der Neonazis entgegen bewegte, legte der Polizeiführer für den Aufzug der Neonazis eine erneute Marschwegänderung fest, die mit dem Leiter im Rahmen des Kooperationsgebotes festgelegt wurde. Aufgrund anhaltender massiver Störerbewegungen aus dem linksextremistischen Bereich in unmittelbarer Nähe des Marschweges mit Sachbeschädigungen und fortwährenden Angriffen auf den Neonazi-Aufzug und die polizeilichen Einsatzkräfte erfolgte eine nochmalige Marschwegverkürzung mit Schlusskundgebung im Hammer Steindamm in Höhe S-Bahnhof Hasselbrook. Eine Rückführung des Aufzuges über die Hasselbrookstraße kam aufgrund der starken Störereinwirkungen nicht in Betracht. Zur Festlegung dieses wiederum neuen Marschweges musste der Aufzug der Neonazis im Bereich Peterskampweg stehen bleiben. Im gesamten Bereich Marienthaler Straße und angrenzender Straßenzüge kam es zeitgleich durch linksextremistische Straftäter zu Angriffen gegen Einsatzkräfte und Sachbeschädigungen gegen mehrere Kraftfahrzeuge in Form von Brandstiftungen, Einschlagen von Scheiben, Tritte gegen Fahrzeugteile und Überklettern der Kraftfahrzeuge sowie zu Beschädigungen eines Abgeordnetenbüros durch Steinwürfe. Die Griesstraße wurde durch das Verschieben großer Betonblöcke, durch ausgebrannte Müll- und Rollcontainer und durch Abfall zeitweise für den Straßenverkehr unpassierbar. Die Polizei reagierte mit wiederholtem Zwangsmitteleinsatz mittels Wasserwerfereinsatz, Pfefferspray und Mehrzweckeinsatzstab. Es hielten sich zu diesem Zeitpunkt ca. 2.000 Störer im Nahbereich des veränderten Marschweges und des Endkundgebungsplatzes auf. Es erfolgte eine weitere Sitzblockade durch untergehakte Personen im Bereich Peterskampweg/Marienthaler Straße. Hinter dieser Gruppe befanden sich Straftäter, die Polizeikräfte mit Steinen, Pyrotechnik, Holzstangen und anderen Gegenständen bewarfen. Ansprachen über Lautsprecher sowie Auflösungsverfügungen wurden ignoriert. Daraufhin wurde die Blockade aufgelöst und die Örtlichkeit unter Wasserwerfereinsatz geräumt. Die Reiterstaffel wurde im Bereich Marienthaler Straße/Peterskampweg/Hammer Steindamm als Reserve mitgeführt.

  
18. Wie viele Ermittlungsverfahren wurden aufgrund welcher Sachverhalte und auf welcher Rechtsgrundlage gegenüber wie vielen Polizeibediensteten aus welchen Einheiten der Polizei eingeleitet?

Dem Dezernat Interne Ermittlungen liegen mit Stand 7. Juni 2012 insgesamt vier Strafanzeigen vor, die im Zusammenhang mit den Ereignissen zum Demonstrationsgeschehen vom 2. Juni 2012 in Hamburg gegen die Polizei gestellt wurden. Die Ermittlungen wurden aufgrund der Rechtsvorschrift des § 163 StPO aufgenommen. Dabei liegt drei Fällen der Verdacht der Körperverletzung im Amt gemäß § 340 StGB vor. Die dazu von den Anzeigenden geschilderten Sachverhalte lauten:

· Schlag auf die Oberschenkel zweier Anwohnerinnen, die auf dem Weg zu ihrer Wohnung waren und durch eine Polizeikette daran gehindert wurden

· Einsatz von Pfefferspray gegenüber einer Personengruppe ohne vorherige Warnung. Der Anzeigende gibt an, auf kurzer Distanz im Gesicht getroffen worden zu sein.

· Einfache körperliche Gewalt mit anschließendem Fußtritt gegen eine männliche Person, die sich an einer Sitzblockade beteiligte und den Platz nicht verlassen wollte.

Ein Ermittlungsverfahren wurde aufgrund des Verdachtes der Strafvereitelung im Amt gemäß § 258a i. V. m. dem Vorwurf der unterlassenen Hilfeleistung gemäß § 323c StGB aufgenommen. Danach seien zwei Anzeigende von einer schwarz gekleideten und vermummten sowie mit Stöcken bewaffneten Personengruppe verfolgt worden und hätten eine Funkstreifenwagenbesatzung um Hilfe gebeten. Diese sei aber einfach davongefahren. 


Verifizierte Erkenntnisse über die Anzahl der von den Vorwürfen betroffenen Polizeibediensteten sowie deren Zugehörigkeit zu polizeilichen Einheiten liegen aktuell noch nicht vor. Die Ermittlungen dauern an. Im Übrigen siehe Vorbemerkung.

  
19. Wie viele Versammlungsteilnehmer/-innen wurden aufgrund welcher Sachverhalte wie schwer verletzt?

Polizei und Feuerwehr liegen keine validen Daten im Sinne der Fragestellung vor.  Die Polizei geht von mehreren möglichen Verletzten aufgrund des Einsatzes von Pfefferspray, Schlagstock und einfacher körperlicher Gewalt aus.   Der Rettungsdienst der Feuerwehr Hamburg wurde in Bezug auf die Demonstrationslage am 2. Juni 2012 zu insgesamt 27 Notfalleinsätzen entsandt; in zwölf dieser Notfälle erfolgte ein Transport der Patienten in ein Krankenhaus. Eine Differenzierung hinsichtlich der Zuordnung von Patienten im Sinne der Fragestellung erfolgt dabei nicht. Siehe auch Drs. 20/4383.

  
III. Polizei 

20. Welche Leitlinien wurden im Einsatzbefehl festgelegt?

Die Frage berührt die Einsatztaktik der Polizei, über die der Senat grundsätzlich keine Auskunft gibt.

  
21. Inwiefern wurden das Kooperationsgebot, das Deeskalationsgebot, das Differenzierungsgebot von der Polizei verwirklicht?

Alle Maßnahmen der Polizei waren darauf ausgerichtet, Gefahren für Leib und Leben sowie von Sachgütern abzuwehren, Risiken von Schadeneintritten zu minimieren sowie die staatliche Rechtsordnung zu wahren und durchzusetzen. In diesem Rahmen sind auch Kooperationsgespräche geführt worden.

  
22. Wie viele und welche Einheiten der Polizei wurden aus Hamburg, aus anderen Bundesländern sowie vom Bund am 2. Juni in Wandsbek eingesetzt?

Die Polizei Hamburg setzte insgesamt 4.550 Polizeibeamtinnen und -beamte ein, davon 673 aus Niedersachsen, 394 aus Nordrhein-Westfalen, 391 aus Schleswig-Holstein, 262 aus Mecklenburg-Vorpommern, 115 aus Baden-Württemberg, 111 aus Hessen, 99 aus Bremen, 82 aus Sachsen und 395 der Bundespolizei.

  
23. Wie viele Polizeibeamte wurden aufgrund welcher Sachverhalte wie schwer verletzt?
Anlässlich des Einsatzes wurden insgesamt 50 Polizeibeamte verletzt, hiervon waren sieben Beamte aufgrund der Verletzungen dienstunfähig. Vier Beamte mussten im Krankenhaus behandelt werden. Zu den Sachverhalten/Ursachen und der Schwere der Verletzungen siehe nachstehende Tabelle:

	Art der Verletzung
	Anzahl
	Ursache (soweit bekannt)

	Knalltrauma
	13
	Bewurf mit Knallkörpern

	Hand- und Armverletzungen

(16 Prellungen, 3 Quetschungen, 2 Hautabschürfungen)
	21
	in 16 Fällen durch Bewurf, in 2 Fällen durch Fußtritte

	Kopfverletzung trotz Helm (Gehirnerschütterung und Kopfschmerzen)
	2
	in beiden Fällen durch Bewurf

	Augenverletzung (Reizungen der Augen)
	5
	in 3 Fällen durch Störer (1x Knallkörper, 2x Reizgas)

	Rückenprellung
	1
	Bewurf

	Bein- und Fußverletzungen (Prellungen, Zerrungen)
	8
	in 4 Fällen durch Bewurf 


  
24. Aufgrund welcher polizeilichen Einsatzmittel erlitten zahllose Menschen bei Wasserwerfereinsätzen anhaltende Hustenanfälle und Atemnot?


Der Polizei Hamburg sind derartige Sachverhalt nicht bekannt. Durch die Wasserwerfer erfolgte eine reine Wasserabgabe. Im Übrigen siehe Antwort zu 19.
  
25. Welche Pferdestaffeln wurden an welchen Orten mit welchem Auftrag eingesetzt?

Die Polizei Hamburg setzte einen Beritt der Polizei Niedersachsen mit insgesamt 16 Pferden, darunter vier Pferde der Reiterstaffel Hamburg,  zur Unterstützung der anderen Einsatzkräfte an folgenden Örtlichkeiten ein: Wandsbeker Königstraße, Schloßstraße, Wandsbeker Königstraße/Königsreihe, Eilbektal/Eilbeker Weg/Seumestraße, Bereich Marienthaler Straße/Peterskampweg/Hammer Steindamm/Caspar Vogt Straße. Darüber hinaus gehende Angaben berühren die Einsatztaktik der Polizei, über die der Senat grundsätzlich keine Auskunft gibt.

26. Welche finanziellen Kosten sind durch den Einsatz der Polizeien für Hamburg entstanden?
  
Die Kosten für den Einsatz Hamburger Kräfte werden nicht gesondert erfasst. Sie werden aus dem zur Verfügung stehenden Haushaltsbudget gedeckt. Eine Kostenabrechnung von anderen Ländern und der Bundespolizei liegt noch nicht vor. Aufgrund der Erfahrungswerte ist mit einer Kostenforderung in Höhe von etwa 960.000 € zu rechnen. Nicht berücksichtigt sind hierbei Kosten zur Regulierung der erheblichen Sachschäden an polizeilichen Einsatzmitteln.
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